
 

  

S 14 RA 231/97

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RA 231/97
Datum 28.03.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 RA 116/00
Datum 09.10.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
28. MÃ¤rz 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Aufhebung des Urteils des Bayer. Landessozialgerichts (LSG) vom
22.02.1996, L 14 An 22/94, eine hÃ¶here Rente, ein frÃ¼herer Rentenbeginn, die
Anerkennung weiterer rentenrechtlicher Zeiten sowie die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Berufskrankheit durch die Beklagte.

Der am 1936 geborene KlÃ¤ger stellte erstmals am 23.06. 1977 Antrag auf Rente
wegen Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit. Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r
Angestellte (BfA) lehnte nach DurchfÃ¼hrung eines Heilverfahrens (09.02. â��
03.03. 1978) den Antrag mit Bescheid vom 09.08.1978 ab.

Im Anschluss an ein Heilverfahren mit Schonfrist und Zahlung von Ã�bergangsgeld
gewÃ¤hrte die Beklagte ab 19.04.1982 aufgrund eines Versicherungsfalles vom
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14.10.1981 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit bis 31.03.1989, danach auf
Dauer (vgl. Bescheide vom 27.07.1983, 06.03.1986, Widerspruchsbescheid vom
29.05.1987, Bescheide vom 05.11.1986, 19.02.1987, SG NÃ¼rnberg, S 5 An
188/87, Urteil vom 21.03.1989). Das weitere Begehren einer hÃ¶heren
Rentenzahlung und RentenentschÃ¤digung blieb ohne Erfolg (vgl.
AusfÃ¼hrungsbescheid vom 30.05.1989, Widerspruchsbescheid vom 01.11.1989,
SG NÃ¼rnberg, S 13 An 547/89, Urteil vom 13.03.1990, BayLSG, L 11 An 91/90,
Urteil vom 12.11.1991, BSG, Beschluss vom 16.06.1992, 4 BA 27/92).

Mit seinem Antrag von Juli 1992 begehrte der KlÃ¤ger eine hÃ¶here Rente zu einem
frÃ¼heren Zeitpunkt. Seit Oktober 1979 sei er weder erwerbstÃ¤tig noch
arbeitsfÃ¤hig, Arbeitserprobungen in Berlin (22.10.1979 â�� 02.11.1979) und
Regensburg (06.10.1980 â�� 24.10.1980) seien ohne Erfolg geblieben. Die Rente
mÃ¼sse nach dem tatsÃ¤chlich erzielten Lohn berechnet werden, da er eine
Berufskrankheit erlitten habe. Es stehe ihm auch eine EntschÃ¤digung wegen
FrÃ¼hausscheidens aus dem Erwerbsleben zu. Mit Bescheid vom 01.09.1992 wies
die Beklagte den Antrag zurÃ¼ck. Widerspruch, Klage und Berufung blieben ohne
Erfolg, die Verfassungsbeschwerde wurde nicht zur Entscheidung angenommen
(vgl. Widerspruchsbescheid vom 19.11.1992, SG NÃ¼rnberg, S 6 An 264/92, Urteil
vom 20.01.1994, BayLSG, L 14 An 22/94, Urteil vom 22.02.1996, BSG, 4 BA 09/96,
Beschluss vom 22.07.1996; BVerfG, 1 BvR 1760/96, Beschluss vom 02.11.1996).
Die Voraussetzungen des Â§ 44 SGB X lÃ¤gen nicht vor. Der Bescheid vom
30.05.1989 sei nach erfolglosem Rechtsbehelf in Bindung erwachsen. Dies gelte
fÃ¼r den dort festgestellten Versicherungsfall vom 14.10.1981, eine
ErwerbsunfÃ¤higkeit bereits im Jahre 1979 sei damit ausgeschlossen. Die
Feststellungen nach dem Schwerbehindertengesetz und die zugrunde liegenden
Ã¤rztlichen Untersuchungen seien fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit unerheblich. Dass fÃ¼r die geltend gemachten
Berufskrankheiten und deren EntschÃ¤digung die Berufsgenossenschaften
zustÃ¤ndig seien und nicht die Beklagte, sei bereits frÃ¼her entschieden worden.
FÃ¼r eine fehlerhafte Berechnung der Rente bestehe kein Anhaltspunkt, ebenso
wenig sei eine Aktenverwechslung feststellbar.

Mit seiner zum Arbeitsgericht (ArbG) NÃ¼rnberg im Dezember 1996 erhobenen
Klage hat der KlÃ¤ger sinngemÃ¤Ã� eine hÃ¶here Rente begehrt und insbesondere
beantragt, seinen Einsatz fÃ¼r den Widerstand wÃ¤hrend der Zeit des
Nationalsozialismus in den Jahren 1942 bis 1945 rentenrechtlich zu entschÃ¤digen.
AuÃ�erdem solle die Beklagte die bei ihm vorliegenden Krankheiten als
Berufskrankheiten entschÃ¤digen sowie der Rentenberechnung das vom
Landesarbeitsgericht festgestellte Gehalt von 3231,26 DM aus dem Vergleich vom
12.05.1981 und das Gehalt nach dem Tarif eines LandschaftsgÃ¤rtner-Meisters
zugrunde legen. SchlieÃ�lich sei das Urteil des BayLSG vom 22.02.1996
aufzuheben.

Mit Beschluss vom 27.02.1997 hat das ArbG den Rechtsstreit an das zustÃ¤ndige
SG NÃ¼rnberg verwiesen. Rechtsbehelfe beim Landesarbeitsgericht und beim
Bundesarbeitsgericht blieben ohne Erfolg (BeschlÃ¼sse vom 28.04.1997 und
01.07.1997). Den Antrag auf Prozesskostenhilfe hat das SG zurÃ¼ckgewiesen, die
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Beschwerde blieb ohne Erfolg (SG, Beschluss vom 27.04.1999, LSG, L 13 B 206/99
RA PKH, Beschluss vom 24.11.1999).

Durch Urteil vom 28.03.2000 hat das SG die Klage abgewiesen. UnzulÃ¤ssig sei die
Klage, soweit der KlÃ¤ger vom SG die Aufhebung des Urteils des LSG sowie die
Verurteilung der Beklagten zur GewÃ¤hrung einer EntschÃ¤digung wegen
Berufskrankheit einfordere. Die Klage sei im Ã�brigen unbegrÃ¼ndet, weil die
Feststellung einer Rente wegen Berufkrankheit keine Auswirkungen auf die
Berechnung der Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit habe. Auch kÃ¶nne Ã¼ber eine
rentenrechtliche EntschÃ¤digung fÃ¼r die Zeit von 1942 bis 1945 ohne
Entscheidung der Beklagten nicht geurteilt werden.

Mit der Berufung zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) wiederholt der KlÃ¤ger im
Wesentlichen sein bisheriges Vorbringen.

Er beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 28.03.2000 aufzuheben und die
Beklagte zu verpflichten, Rente bereits ab Antragstellung vom 23.06.1977 zu
gewÃ¤hren, dabei ein hÃ¶heres Einkommen und Ersatzzeiten zu berÃ¼cksichtigen,
ergÃ¤nzend die Beklagte zur Zahlung von Rente wegen Berufskrankheit zu
verpflichten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 28.03.2000
zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge, die erledigten Gerichtsakten des BayLSG (L 11
An 91/90; L 14 An 22/94; L 13 B 206/99 RA PKH; L 13 RA 3/01) und des SG
NÃ¼rnberg (S 5 An 250/81; S 6 An 102/82; S 5 An 200/83; S 5 An 188/87; S 5 An
547/89; S 6 An 264/92; S 3 An 159/96; S 3 RA 273/00) sowie die Verwaltungsakten
der Beklagten. Auf ihren Inhalt wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist nur zum Teil zulÃ¤ssig.

Soweit der KlÃ¤ger die Aufhebung des Urteils des Bayer. Landessozialgerichts vom
22.02.1996 begehrt, ist die Berufung nicht statthaft. Dem Senat ist es verwehrt,
Ã¼ber die Aufhebung von Urteilen des BayLSG zu entscheiden. Nach Â§ Â§Â§ 143, 
172 SGG ist es allein statthaft, auf Berufung Ã¼ber Urteile des SG und auf
Beschwerde Ã¼ber BeschlÃ¼sse des SG zu entscheiden. Im Ã�brigen hat der
KlÃ¤ger den gegen das Urteil des LSG gegebenen Rechtsbehelf zum
Bundessozialgericht und den auÃ�erordentlichen Rechtsbehelf der
Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht ausgeschÃ¶pft.
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Soweit der KlÃ¤ger sich dagegen wendet, dass seine am 01.08.1983 erhobene
Klage gegen den Bescheid vom 27.07.1983 (SG NÃ¼rnberg, S 5 An 200/83)
aufgrund des Schreibens des BevollmÃ¤chtigten vom 04.08.1983 als
Widerspruchsverfahren fortgefÃ¼hrt worden ist, der BevollmÃ¤chtigte kraft der
Vollmacht vom 04.08.1983 den Widerspruch im Juni 1984 zurÃ¼ckgenommen hat
und damit der Bescheid bindend geworden ist, ist der Senat zur Ã�berprÃ¼fung
nicht zustÃ¤ndig.

Im Ã�brigen ist die Berufung nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger begehrt im Kern eine Rentenleistung, die hÃ¶her als die bisherige ist
und zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt beginnt (bisher: 19.04.1982). Erforderlich
dafÃ¼r ist, dass die Beklagte auf dem verfahrensrechtlich dafÃ¼r vorgesehenen
Weg des Â§ 44 SGB X einen Bescheid erlÃ¤sst, der den Rentenbescheid, der diese
maÃ�geblichen Rentenfaktoren bestimmt (Rentenbeginn, HÃ¶he der
Rentenleistung, hier: Bescheid vom 27.07.1983 mit Folgebescheiden) mit Wirkung
fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼cknimmt. Ein solcher Bescheid der Beklagten nach Â§
44 SGB X liegt nicht vor, so dass bereits aus diesem Grund die Klage nach Â§ 54
Abs. 1 SGG unzulÃ¤ssig und damit die Berufung als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen ist.

Soweit der KlÃ¤ger die Feststellung begehrt, die bei ihm vorliegenden Krankheiten
seien als Berufskrankheiten anzuerkennen und die Beklagte habe dafÃ¼r
Verletztenrente zu gewÃ¤hren, ist auf die rechtskrÃ¤ftige Entscheidung des BayLSG
vom 22.02.1996 zu verweisen. Berufskrankheiten auch in der Zeit von 1977 bis
1979 sind durch die Berufsgenossenschaften als TrÃ¤ger der gesetzlichen
Unfallversicherung, nicht jedoch durch die Beklagte als RentenversicherungstrÃ¤ger
zu entschÃ¤digen. Eine Entscheidung nach Â§ 44 SGB X Ã¼ber einen erneuten
Antrag des KlÃ¤gers liegt darÃ¼ber nicht vor.

Soweit der KlÃ¤ger die BerÃ¼cksichtigung von Ersatzzeiten (Einsatz fÃ¼r den
Widerstand wÃ¤hrend der Zeit des Nationalsozialismus in den Jahren 1942 bis
1945) bzw. die Anrechnung eines hÃ¶heren Einkommen aufgrund eines Vergleichs
vor dem Landesarbeitsgericht am 12.05.1981 begehrt, ist bisher keine
Verwaltungsentscheidung der Beklagen ergangen. GrundsÃ¤tzlich kÃ¶nnen im
sozialgerichtlichen Verfahren nur Verwaltungsakte des VersicherungstrÃ¤gers
angefochten werden (Â§ 54 Abs. 1 SGG). Eine reine Leistungsklage ist gemÃ¤Ã� Â§
54 Abs. 5 SGG nur dann zulÃ¤ssig, wenn ein Verwaltungsakt nicht zu ergehen hat.
Der VersicherungstrÃ¤ger hat als TrÃ¤ger Ã¶ffentlicher Gewalt Ã¼ber die von den
Versicherten geltend gemachten AnsprÃ¼che grundsÃ¤tzlich durch Verwaltungsakt
zu entscheiden. Hierzu gehÃ¶rt auch die Entscheidung, welche rentenrechtlichen
Zeiten wie z.B. Ersatzzeiten zu berÃ¼cksichtigen sind. Ein solcher Verwaltungsakt
liegt nicht vor.

Soweit der KlÃ¤ger einen frÃ¼heren Rentenbeginn als den 19.04. 1982 begehrt,
fehlt es auch hier an einer Entscheidung der Beklagten nach Â§ 44 SGB X.
Materiellrechtlich steht zudem die Vorschrift des Â§ 18 d Abs. 2 AVG (Â§ 1241 d Abs.
2 RVO, in Kraft bis 31.12.1991, ab 01.01.1992: Â§ 116 Abs. 1 Satz 2 SGB VI; ab
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01.01.2001: Â§ 116 Abs. 3 SGB VI) entgegen. Werden Leistungen zur Rehabilitation
bewilligt, besteht neben einem Anspruch auf Ã�bergangsgeld kein Anspruch auf
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger hat Ã�bergangsgeld
erhalten. Selbst wenn die Beklagte durch Bescheid nach Â§ 44 SGB X einen
frÃ¼heren Versicherungsfall als den 14.10.1981 feststellen wÃ¼rde, hÃ¤tte der
KlÃ¤ger davon keine wirtschaftlichen Vorteile. Denn nach Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB
VI werden Sozialleistungen lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor
der RÃ¼cknahme erbracht.

Nach alledem ist die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 03.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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